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141. Änderung des Flächennutzungsplanes und  
Bebauungsplan 21.08.00 - Moisling Süd/ Infrastruktur Bahnhaltepunkt - 

Bericht zur Prüfung und Abwägung der im Rahmen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB eingegangen Stellungnahmen  
(Prüf- und Abwägungsbericht) 

Stand: 10.11.2022 

 

 

Hinweis: Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB, die parallel zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
stattfand, sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

 

Vorbemerkung: Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB wurden insgesamt 52 Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange beteiligt und um Stellungnahme gebeten.  

 

a)  Von folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen mit planrelevanten Inhalten eingegangen: 

Nr. 1: Hansestadt Lübeck, Bereich Archäologie und Denkmalpflege, Abt. Archäologie vom 25.01.2022 ....................................................... 4 
Nr. 2: Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Hamburg/Schwerin vom 18.01.2022 .......................................................................................... 6 
Nr. 3: DB AG - DB Immobilien vom 27.01.2022 ............................................................................................................................................. 9 
Nr. 4: Entsorgungsbetriebe Lübeck vom 28.01.2022 ................................................................................................................................... 13 
Nr. 5: Entsorgungsbetriebe Lübeck vom 12.01.2022 ................................................................................................................................... 15 
Nr. 6: Hansestadt Lübeck, Bereich 3.370 – Feuerwehr - vom 13.01.2022 ................................................................................................... 16 
Nr. 7: Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume SH, Untere Forstbehörde vom 25.01.2022 ......................................... 18 
Nr. 8: Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung, Kampfmittelräumdienst SH vom 12.01.2022 ................... 21 
Nr. 9: Hansestadt Lübeck, Bereich 2.280 Wirtschaft und Liegenschaften, Grundstücksmanagement West vom 28.01.2022 ...................... 22 
Nr. 10: Hansestadt Lübeck, FB Planen und Bauen, Bereich 5.660-1.5-Hö Stadtgrün und Verkehr vom 28.01.2022 ..................................... 24 
Nr. 11: Stadtverkehr Lübeck GmbH, Verkehrsplanung vom 21.01.2022 ....................................................................................................... 36 
Nr. 12: TraveNetz GmbH, Planung, Bau und Betrieb Netze Strom vom 19.01.2022 ..................................................................................... 37 
Nr. 13: Hansestadt Lübeck Bereich 3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz, Abteilung Natur, Klima, Immissionen vom 28.01.2022 . 38 
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b)  Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben ausdrücklich keine Bedenken und Anregungen vorgebracht oder sons-
tige Hinweise gegeben, die ggf. in nachgeordneten bzw. anderen Planungsverfahren zu berücksichtigen sind. 
- Amt Nordstormarn für die Gemeinden Badendorf, Hamberge, Heilshoop und Mönkhagen vom 26.01.2022 
- Hansestadt Lübeck, Bereich Archäologie und Denkmalpflege, Abt. Denkmalpflege vom 27.01.2022 
- Hansestadt Lübeck, Bereich 1.201 Haushalt und Steuerung vom 13.01.22 
- Hansestadt Lübeck Bereich 3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz, Abteilung untere Bodenschutzbehörde vom 25.01.22 
- Hansestadt Lübeck Bereich 3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz, Abteilung untere Abfallbehörde vom 27.01.22 
- Telefónica Germany GmbH & Co. OHG und E-Plus Mobilfunk GmbH vom 17.01.22 
- Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein vom 14.01.22 
- Gebäudemanagement Schleswig-Holstein (GMSH) AöR, Büro Lübeck vom 18.01.22 
- Handwerkskammer Lübeck vom 26.01.22 
- Schleswig-Holstein Netz AG 14.01.22 
- TenneT TSO GmbH- vom 13.01.22 

 

c) Bei den übrigen, nachfolgend aufgeführten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, von denen keine Stellungnahmen eingegan-
gen sind, wird gemäß entsprechender Klarstellung im Anschreiben davon ausgegangen, dass keine Bedenken gegenüber der Planung beste-
hen und auch keine sonstigen Anregungen und Hinweise vorzubringen waren. 

- Hansestadt Lübeck, Bereich 1.160 Frauenbüro 
- Hansestadt Lübeck, Bereich 5.610 Stadtplanung und Bauordnung - Bauaufsicht 
- Hansestadt Lübeck, Bereich 5.651 Gebäudemanagement  
- Hansestadt Lübeck, Bereich 5.610.2 Stadtentwicklung 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein, Abt. 2 Landwirtschaft 
- Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein, Abt. 5 Naturschutz und Forst 
- Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein, Katasteramt Lübeck 
- Landesweite Nahverkehrsservicegesellschaft mbH 
- Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein, Abt. IV 6 Landesplanung  
- Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein, Abt. IV 5 Bauen und Wohnen 
- Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 
- Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus, Abt. VII 4 – Verkehr und Straßenbau 
- Polizeidirektion Lübeck, SG 1.3 
- Sanierungsträger der Hansestadt Lübeck 
- Seniorenbeirat 
- Stadtverkehr Lübeck GmbH 
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- Vodafone GmbH – Region Nord 
- Wirtschaftsförderung Lübeck GmbH 
- Arbeitsgemeinschaft der nach § 29 BNatSchG beteiligten Naturschutzverbände 
- Arbeitsgemeinschaft Umweltschutz Lübeck und Umgebung 
- Behindertenbeauftrage/Behindertenrat Lübeck 
- Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., Landesverband 
- Koordinierungsbüro Wirtschaft Lübeck 
- Landesnaturschutzverband Schleswig-Holstein 
- Naturschutzbund Deutschland e.V., Landesverband Schleswig-Holstein 
- Stadtbeauftragter für Naturschutz/Beirat für Naturschutz 
- Stadtschülersprecher – Beteiligung Kinder und Jugendliche § 47 f GO 
 
Nachbargemeinden/Kreise 
- Kreisverwaltung Kreis Herzogtum-Lauenburg 
- Gemeinde Bliestorf 
- Gemeinde Klempau 
- Gemeinde Krummesse 
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung und Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Nr. 1: Hansestadt Lübeck, Bereich Archäologie und Denkmalpflege, Abt. Archäologie vom 25.01.2022 

Hinweise zur Prospektion archäologischer Kulturdenkmale 

Gegen die Planung bestehen von Seiten des Bereichs Archäologie 
und Denkmalpflege, Abt. Archäologie, keine Bedenken.  

Es handelt sich hier allerdings um teilweise noch ungestörte Land-
schaftsteile, in denen archäologische Kulturdenkmale, vor allem 
aus der Vor- und Frühgeschichte bekannt sind. Systematische ar-
chäologische Prospektionen haben hier bislang nicht stattgefun-
den, vereinzelt sind Fundstellen in der archäologischen Landesauf-
nahme dokumentiert. Besonders hinzuweisen ist auf ein bronze-
zeitliches Urnengräberfeld und steinzeitliche Einzelfunde im Be-
reich des überplanten Gebiets. 

Im Vorfeld einer Baumaßnahme im Landgebiet der Hansestadt 
Lübeck und nach erfolgter Stellungnahme der oberen und unteren 
Denkmalschutzbehörde der Hansestadt Lübeck, Bereich Archäo-
logie und Denkmalpflege, Abt. Archäologie, sind noch vor Beginn 
jedweder Baumaßnahmen o.g. Prospektionsarbeiten zur Auffin-
dung archäologischer Kulturdenkmale durchzuführen. Diese sind 
auf der Grundlage des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmale, 
Denkmalschutzgesetz - DSchG in der Fassung des Gesetzes vom 
30. Dezember 2014; GVOBl. Schl.-H. Nr 1, 2015, S. 2-9, nach § 4 
Nr. 1 und 3 (Öffentliche Planungen und Maßnahmen, Welterbe) zu 
fordern sowie nach § 14 (Kostenpflicht bei Eingriffen) vom Verur-
sacher zu tragen. Sie sind in ihrer Art sowie Durchführung mit dem 
Bereich Archäologie und Denkmalpflege, Abt. Archäologie abzu-
stimmen und nach § 12, Absatz 2, Nr. 4, 5 und 6 bei diesem zu 
beantragen. Zu allererst sind nichtinvasive Prospektionen zum 
Schutz des potentiellen archäologischen Kulturgutes anzuwenden.  

Diese nichtinvasiven Prospektionen dienen der Lokalisierung wie 
Eingrenzung größerer, zusammenhängender archäologischer Kul-
turdenkmalbereiche. Sollte es seitens des Bereichs Archäologie 

 

Die Hinweise werden berücksichtigt. Eine Prospektion ist 
kurzfristig auszuschreiben und zu beauftragen, um si-
cherzustellen, dass rechtzeitig mit dem erforderlichen 
Bau der Infrastrukturmaßnahmen zur Erschließung des 
Ende 2023 zu eröffnenden Bahnhaltepunktes, begonnen 
werden kann.  

Es erfolgt der entsprechende Hinweis im Bebauungs-
plan.  

 

berücksichtigen 
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung und Abwägungsvorschlag Ergebnis 

und Denkmalpflege, Abt. Archäologie, als notwendig erachtet wer-
den, muss anschließend eine invasive Prospektion an ausgewähl-
ten Fundorten durchgeführt werden, um die archäologischen Kul-
turdenkmale zu überprüfen. Die Kosten hierfür sind nach § 14 
DSchG SH ebenfalls vom Verursacher zu übernehmen. 

Die im Vorfeld einer Baumaßnahme durchgeführten Prospektionen 
ersetzen nicht eine nach § 12 DSchG SH (Genehmigungspflichtige 
Maßnahmen) mögliche anfallende Ausgrabung. Die Kosten hierfür 
sind nach § 14 DSchG SH ebenfalls vom Verursacher zu überneh-
men. 

Als Maßnahmen sind auch alle geforderten Ausgleichsmaßnah-
men und notwendige Erschließungsmaßnahmen zu betrachten 
und zu berücksichtigen. 

Alle Funde und die zugehörige Dokumentation der Prospektionen 
sind gemäß § 15 DSchG SH der Oberen Denkmalschutzbehörde 
der Hansestadt Lübeck zur wissenschaftlichen Bearbeitung auszu-
händigen. 
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Nr. 2: Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Hamburg/Schwerin vom 18.01.2022 

2.1  Hinweis zu den erforderlichen Abstimmungen mit der 
DB Station&Service AG 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungs-
behörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen 
(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 
als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorge-
legten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Ge-
setzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (Bun-
deseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz - BEWG) berühren. 

Die von zur Änderung vorgesehenen Flächennutzungsplan (FNP) 
umfassten Flächen grenzen im Norden an einen Bereich der Ei-
senbahnstrecke 1120 Hamburg - Lübeck an, in dem das für die 
FNP-Änderung mit ursächliche Vorhaben „Neubau Haltepunkt 
Lübeck-Moisling“ umgesetzt werden soll. Die DB Station&Service 
AG, Bahnhofsmanagement (Vorhabenträgerin) hat mit Schreiben 
vom 22.03.2021, Az. I.SP-N-IP1, eine Entscheidung nach § 18 
Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG für das Vorhaben „Neubau 
Haltepunkt Lübeck-Moisling“ beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA), 
Außenstelle Hamburg/Schwerin beantragt. Das Planrechtsverfah-
ren für den Neubau des Haltepunkts ist noch nicht abgeschlossen, 
ein Planfeststellungsbeschluss steht noch aus. Das EBA hat die 
Hansestadt Lübeck in dem Verfahren gesamthaft beteiligt und um 
Stellungnahme gebeten. Es wird auf die in diesem Zusammen-
hang dem Fachbereich Planen und Bauen der Hansestadt Lübeck 
digital sowie zur öffentlichen Auslegung in Papier übermittelten 
Planunterlagen verwiesen. 

Hinsichtlich der von der FNP-Änderung betroffenen Fläche ist 
festzustellen, dass auf dieser im Zuge des o.g. eisenbahnrechtli-
chen Verfahrens die Einrichtung einer Baustellenfläche für die 
Dauer des Baus des Haltepunkts beantragt worden ist. Abhängig 
vom Zeitpunkt der Umsetzung der mit der FNP-Änderung (nach 

Die Erarbeitung der vorliegenden Bauleitplanung erfolgte 
in Abstimmung mit dem für die Koordinierung der Maß-
nahmen der DB Station&Service AG und der Hansestadt 
Lübeck zuständigen Bereich.  

Die vorliegende Bauleitplanung dient der Schaffung der 
erforderlichen Infrastruktur südlich des geplanten Bahn-
haltepunktes, so dass allein hieraus bereits eine enge in-
haltliche Verknüpfung gegeben ist.  

zur Kenntnis 
nehmen  
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Aufstellung eines B-Plans etc.) bezweckten Erstellung der Park 
and Ride-Fläche besteht Koordinierungsbedarf mit der Vorhaben-
trägerin für den Neubau des Haltepunkts, der DB Station&Service 
AG. 

Das EBA als Planfeststellungsbehörde beabsichtigt in dem Ver-
fahren weiter, der Vorhabenträgerin Abstimmungen mit der Han-
sestadt Lübeck dahingehend aufzuerlegen, dass zum Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme des Haltepunkts die Bahnsteige - also auch 
der südliche, an den gegenständlichen FNP angrenzende Bahn-
steig - zumindest provisorisch an das öffentliche Wegenetz ange-
schlossen sind. Dieser Anschluss müsste ebenfalls über die von 
der FNP-Änderung umfasste Fläche verlaufen. Auch insoweit be-
steht abhängig vom Zeitpunkt der Umsetzung des P+R-Vorha-
bens Koordinierungsbedarf mit der Vorhabenträgerin. 

Die Planfeststellungsbehörde weist noch auf folgende, im Anhö-
rungsverfahren für den Neubau des Haltepunkts gewonnenen Er-
kenntnisse zu der von der FNP-Änderung betroffenen Fläche hin: 

2.2 Hinweis zur vorhandenen Erdgashochdruckleitung  

Innerhalb der Fläche sind Erdgashochdruckleitungen/ Kabel der 
von Gasunie Transport Services GmbH, Postfach 510449, 30634 
Hannover vertretenen Unternehmen verlegt. Aus diesem Grund 
unterliegt bereits die bauzeitliche Nutzung der Fläche für das Vor-
haben des Haltepunkts Einschränkungen aufgrund von Schutzan-
forderungen der Gasleitung. Die Planfeststellungsbehörde kann 
nur anheimstellen zu prüfen, ob sich aus diesem Sachverhalt Ein-
schränkungen für den mit der FNP-Änderung beabsichtigten Nut-
zungszweck ergeben. 

Die genannte Erdgashochdruckleitung wurde in der Pla-
nung berücksichtigt und wird als Leitungsrecht zugunsten 
des Versorgungsunternehmens eingetragen.  

berücksichtigen 

2.3 Hinweis auf die erforderliche Beteiligung des Bereiches Ar-
chäologie und Denkmalpflege  

Die Hansestadt Lübeck, Obere und untere Denkmalschutzbe-
hörde, Bereich Archäologie und Denkmalpflege, hat in ihrer Stel-
lungnahme vom 28.10.2021 zu dem o.g. eisenbahnrechtlichen 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB erfolgte ebenfalls die Beteiligung des Bereiches 
Archäologie und Denkmalpflege. Deren Stellungnahme 
vom 25.01.2022 wird entsprechend berücksichtigt.  

berücksichtigen  
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Planfeststellungsverfahren darauf hingewiesen, dass der Bereich 
südlich der Bahnstrecke, östlich des Oberbüssauer Weges, Flur 
5/Flurstück 21/5 als archäologische Verdachtsflächen einzuord-
nen ist, und dortige Baumaßnahmen nach § 12 DSchG S-H ge-
nehmigungspflichtig sind. 
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung und Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Nr. 3: DB AG - DB Immobilien vom 27.01.2022 

Gegen die o.g. Bauleitplanung der Hansestadt Lübeck bestehen 
bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden Bedingun-
gen/Auflagen und Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer Kon-
zernunternehmen keine Bedenken. 

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Ei-
senbahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht ge-
fährdet oder gestört werden. 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen 
entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Ab-
gase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische 
Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissio-
nen an benachbarter Bebauung führen können. 

Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen 
sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bau-
herren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzuse-
hen bzw. vorzunehmen. 

Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen gegen diese Einwirkun-
gen aus dem Bahnbetrieb sind gegebenenfalls im Bebauungsplan 
festzusetzen. 

Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu unserer Ober-
leitungsanlage. Wir weisen hiermit ausdrücklich auf die Gefahren 
durch die 15000 V Spannung der Oberleitung hin und die hierge-
gen einzuhaltenden einschlägigen Bestimmungen. 

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen 
(insbesondere Bahndamm, Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, 
Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleisten. 

Es ist sicherzustellen, dass planfestgestelltes bzw. im Eigentum 
der DB AG befindliches Gelände nicht überplant wird. 

 

Die vorliegende Planung dient der Entwicklung der erfor-
derlichen Infrastrukturmaßnahmen im Bereich des Bahn-
haltepunktes Lübeck-Moisling. Eine wohnbauliche/ sen-
sible Nutzung ist nicht geplant.  

Auf Ebene der Bauleitplanung werden die Hinweise/ An-
regungen zur Kenntnis genommen.  

Diese sind im Rahmen der späteren Ausbauplanung zu 
berücksichtigen. Hierzu erfolgt ein entsprechender Hin-
weis im Bebauungsplan.  

 

Zur Kenntnis 
nehmen 
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Bei den überplanten Flächen (Gemarkung Moisling, Flur 5, Flur-
stück 44/1 tlw.) handelt es sich um gewidmete Eisenbahnbetriebs-
anlagen, die dem Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundes-
amtes (EBA) unterliegen. Änderungen an Eisenbahnbetriebsanla-
gen unterliegen demnach dem Genehmigungsvorbehalt des EBA 
(§ 23 Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 
BEVVG i.V.m. § 18 AEG). Die kommunale Überplanung ist mit der 
Zweckbestimmung der Fläche, dem Betrieb der Bahn zu dienen, 
nicht vereinbar und daher bis zu einer Freistellung der Fläche von 
Bahnbetriebszwecken durch das EBA nicht zulässig (BVerwG, Ur-
teil v. 16.12.1988, Az. 4 C 48.86). 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. 
(Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche 
bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder her-
unter-hängenden Haken verboten. 

Einer Ableitung von Abwasser, Oberflächenwasser auf oder über 
Bahngrund bzw. durch einen Bahndurchlass oder einer Zuleitung 
in einen Bahnseitengraben muss ausgeschlossen werden. 

Der Eintrag von Niederschlagswasser aus versiegelten Flächen in 
Grenzflächen zur Bahn darf zu keiner Vernässung der Bahnanla-
gen (Untergrund) führen. 

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer 
Funktion nicht beeinträchtigt werden. Ein Zugang zu diesen Anla-
gen für Inspektions-, Wartungs- und lnstandhaltungsmaßnahmen 
ist sicherzustellen.  

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. 
Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung al-
ler Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergängen etc. 
hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahr-
zeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überde-
ckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. 
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Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung und Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, ins-
besondere Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit des Ei-
senbahnbetriebes entsprechen. Abstand und Art von Bepflanzun-
gen müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch 
nicht in die Gleisanlagen fallen können. Diese Abstände sind durch 
geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleis-
ten. Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelände ist entsprechend 
der Endwuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflan-
zungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Ver-
kehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend 
angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich 
die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des 
Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. 

Wir bitten deshalb, entsprechende Neuanpflanzungen in unmittel-
barer Bahnnähe von vornherein auszuschließen. 

Das Projekt G.011304138 Neubau Verkehrsstation (VST) Lübeck-
Moisling der DB Station&Service AG ist bereits im Vorfeld mit in die 
Planung der Hansestadt Lübeck einbezogen worden. Die Planung 
der VST diente dazu der Hansestadt als Planungsgrundlage und 
ist daher in großen Teilen bekannt. 

Folgender Hinweis ist dennoch zu prüfen:  

Die DB bezieht Ihre Planungen auf den jetzigen Bestand, heißt 
auch Errichtung von geneigten Gehwegen, da die Bahnsteige hö-
hengleich erreichbar sein sollen. Bei der Realisierung des Umfel-
des durch die Hansestadt Lübeck sind diese Zuwegungen in der 
Umfeldplanung nicht erkennbar. 

Daher wird es für sinnvoll erachtet die Schnittstelle Stadt und DB 
detaillierter dazustellen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Be-
reich von DB Liegenschaften jederzeit mit dem Vorhandensein be-
triebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen 
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gerechnet werden muss. Ggf. sind im Baubereich vor Baubeginn 
entsprechende Suchschlitze 

von Hand auszuführen. 

Die Grenzabstände sind gemäß Landesbauordnung für das Land 
Schleswig-Holstein (LBO) 

einzuhalten. 

Wir bitten um Zusendung des Abwägungsbeschlusses und der 
Satzung. 
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Nr. 4: Entsorgungsbetriebe Lübeck vom 28.01.2022 

4.1 Hinweis zur Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fach-
beitrages zur Niederschlagswasserbeseitigung  

Die Entsorgungsbetriebe haben keine Bedenken hinsichtlich der 
gesicherten Erschließung des Gebietes.  

In dem Gebiet betreiben die Entsorgungsbetriebe Lübeck keine 
Entwässerungsanlagen. Die Vorflut für Regenwasser für das Ge-
biet scheint durch den Bau der A20 unterbrochen worden zu sein. 
Der natürliche Gewässerverlauf ist unterbrochen. Dadurch kommt 
es bereits jetzt zu Vernässungen auf den angrenzenden Ackerflä-
chen. Die vernässte Niederung/ Gewässerbiotop südlich des 
Plangebietes hat sich in den vergangenen Jahren immer weiter 
ausgedehnt (Vergleich aus Luftbildern). Eine Begrenzung des Ab-
flusses aus dem Gebiet auf den landwirtschaftlichen Abfluss wäre 
daher sinnvoll.  

Im weiteren Verlauf des ehemaligen Gewässers / Abfluss aus der 
vernässten Senke sollte geprüft werden, ob sich hieraus Auswir-
kungen auf die Standsicherheit des Dammes der Autobahn A-20 
ergeben. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

Die Prüfanregung kann EBL an die Bundesautobahndi-
rektion richten; der Belang steht nicht mit dem Bebau-
ungsplanverfahren im Zusammenhang.  

Zur Kenntnis 
nehmen 

4.2 Hinweise zur Planzeichnung  

Zur Planzeichnung: Keine Anmerkungen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  zur Kenntnis 
nehmen  

4.3 Hinweis zur Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fach-
beitrages zur Niederschlagswasserbeseitigung und zur Ab-
stimmung mit der unteren Wasserbehörde 

In dem B-Plan wird es keine öffentliche Entwässerung der Entsor-
gungsbetriebe für Regenwasser geben, sondern nur Entwässe-
rungsanlagen für die Straßenentwässerung. Die Flächen für die 
Versickerung sind dann vom Bereich Stadtgrün und Verkehr zu 
unterhalten, ebenso die Kanäle.  

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung erfolgte die 
Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fachbeitrages. 
Dieser stellt die derzeitige und künftige Niederschlags-
wasserbewirtschaftung des Plangebietes unter Berück-
sichtigung der vorliegenden Bodenverhältnisse dar. Die 
Ergebnisse sind mit der Unteren Wasserbehörde abge-
stimmt.  

Die Unterhaltung der Versickerungsflächenerfolgt durch 
den Bereich Stadtgrün und Verkehr. Der landwirtschaftli-
che Abfluss wurde eingestellt. 

berücksichtigen 
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Es ist aus den oben genannten Gründen der landwirtschaftliche 
Abfluss aus dem Gebiet festzusetzen. Die Ableitung des Regen-
wassers aus dem Gebiet ist mit der uWB abzustimmen. 

4.3 Hinweis zur Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fach-
beitrages zur Niederschlagswasserbeseitigung  

Die Belange der Regenwasserbeseitigung sind umfänglich darge-
stellt und erläutert. Es sind weitere Gutachten (Versickerung) und 
ein wasserwirtschaftlicher Begleitplan zu erstellen, die der Ver-
nässung in dem Bereich und der nicht vorhandenen Vorflut Rech-
nung tragen. 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung erfolgte die 
Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fachbeitrages. 
Dieser stellt die derzeitige und künftige Entwässerung des 
Plangebietes unter Berücksichtigung der vorliegenden 
Bodenverhältnisse dar. Die Ergebnisse wurden mit der 
Unteren Wasserbehörde abgestimmt. 

berücksichtigen  
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Nr. 5: Entsorgungsbetriebe Lübeck vom 12.01.2022 

Hinweis zur Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fachbeitra-
ges zur Niederschlagswasserbeseitigung  

Die Entsorgungsbetriebe Lübeck weisen darauf hin, dass die Ab-
leitung des Niederschlagswassers aus der vorhandenen Straßen-
fläche und der im geplanten B-Plangebiet nicht gewährleistet ist, 
weil durch den Bau der A 20 ein Gewässer unterbrochen wurde 
und eine zunehmende Vernässung bis in das Plangebiet erfolgt. 

Anlagen der öffentlichen Entwässerung sind in dem Planbereich 
nicht vorhanden. Nur Straßenentwässerungsanlagen. 

Die Wasserbehörde müsste dazu eine maßgebliche Aussage ma-
chen. 

Sollte eine Vernässung beabsichtig sein, müsste der geplante 
Umfang und die Auswirkungen durch ein hydrogeologisches Gut-
achten dargestellt und grundstücksrechtlich oder Ausweisung im 
B-Plan gesichert werden. 

Dabei dürfen die Böschung der A20 und der Bahneinschnitt mit 
geplantem Bahnsteig nicht in ihrer Standfestigkeit gefährdet wer-
den. Nach Bodenkarte befindet sich die Autobahn in Grundwas-
serabstromrichtung. 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung erfolgte die 
Erarbeitung eines Wasserwirtschaftlichen Fachbeitrages. 
Dieser stellt die derzeitige und künftige Niederschlagsbe-
wirtschaftung des Plangebietes unter Berücksichtigung 
der vorliegenden Bodenverhältnisse dar. Die Ergebnisse 
sind mit der Unteren Wasserbehörde abgestimmt. 

Dementsprechend werden Muldenrigolen Systeme ge-
baut, die dafür sorgen, dass das Niederschlagswasser 
vor Ort zur Versickerung gebracht werden kann. 

berücksichtigen  
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Nr. 6: Hansestadt Lübeck, Bereich 3.370 – Feuerwehr - vom 13.01.2022 

Die Feuerwehr Lübeck nimmt wie folgt Stellung: 

Für den geplanten Bahnhaltepunkt „Moisling Süd“ sollen gemäß 
den vorliegenden Planunterlagen die Voraussetzungen zur Er-
schließung des Bahnhaltepunktes mit einer Fläche für Bushalte-
stellen und einem ca. 100 Plätze umfassenden P&R-Parkplatz ge-
schaffen werden. 

Für die Ermöglichung eines Feuerwehreinsatzes im Bereich des 
geplanten Bahnhaltepunktes und der geplanten Stellplatzanlage 
für Busse und Pkw sind folgende Voraussetzungen erforderlich: 

  

6.1 Hinweise zur den Belangen der Feuerwehrerschließung 

Die Erreichbarkeit des Bahnhaltepunktes und der geplanten Stell-
platzanlage (P&R) muss für Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr über 
die öffentliche Erschließungsstraße, hier der Oberbüssauer Weg, 
gesichert sein. Die Erreichbarkeit gilt als gesichert, wenn die ge-
planten Verkehrsflächen gemäß der Muster-Richtlinie über Flä-
chen für die Feuerwehr: 2009-1 O lfd. Nr. A2.2.1.1 und Anlage 
A2.2.1.1 /1 der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmun-
gen für das Land Schl.-H. (VVTBSH), Ausgabe April 2021, ge-
plant, bemessen und ausgeführt werden. 

Die Erreichbarkeit ist durch die allgemeine Erschließung 
der geplanten Stellplatzanlage gesichert.  

berücksichtigen 

6.2 Hinweise zur erforderlichen Löschwassermenge, der Lage 
und Ausstattung der Löschwasserversorgung  

Für die Sicherstellung der Durchführung von wirksamen Löschar-
beiten der Feuerwehr ist eine gesicherte Löschwasserversorgung 
erforderlich. Diese ist vorzugsweise aus einem Hydranten aus der 
öffentlichen Trinkwasserversorgung mit einem Mindestlöschwas-
serbedarf von 48 m3/h über einen Zeitraum von 2 Stunden sicher-
zustellen. Die Hydranten sind im Rahmen der weiteren Planung 
so anzuordnen, dass eine Löschwasserentnahme jederzeit leicht 

Auf Ebene der Bauleitplanung werden die Hinweise/ An-
regungen zur Kenntnis genommen.  

Diese finden im Rahmen der Grundlagenplanung zum 
Ausbau der Verkehrsanlagen eine entsprechende Be-
rücksichtigung. Der entsprechende Hinweis erfolgt im Be-
bauungsplan. 

berücksichtigen  
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möglich ist. Die Hydranten dürfen nicht überbaut oder durch par-
kende Fahrzeuge in ihrer Nutzbarkeit eingeschränkt werden. Ggf. 
sind bauliche Maßnahmen zu treffen, die eine Einschränkung der 
Nutzung verhindern. 

Die Hydrantenabstände aus dem Versorgungsnetz, die auch der 
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m 
nicht übersteigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen der 
Kompensation durch andere geeignete Löschwasserentnahme-
stellen. 

Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur 
Brandbekämpfung und zur Rettung von Personen muss in einer 
Entfernung von 75 m Lauflinie von der öffentlichen Verkehrsfläche 
bis zum Grundstück bei einer Ergiebigkeit von mind. 50 % des 
insgesamt benötigten Löschwasserbedarfs sichergestellt werden. 
Die gesamte für den Grundschutz erforderliche Löschwasser-
menge ist in einem Umkreis von 300 m aus maximal 2 Entnahme-
stellen sicherzustellen. 

Die Lage der Hydranten ist durch Hinweisschilder gemäß DIN 
4066 deutlich zu kennzeichnen. 
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Nr. 7: Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume SH, Untere Forstbehörde vom 25.01.2022 

7.1 Hinweise zur fehlenden Betroffenheit der Forstbehörde der 
Änderung des Flächennutzungsplanes  

Hinsichtlich der Aufstellung des Vorentwurfes zum Bebauungs-
plan 21.08.00 in Verbindung mit der 141. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Hansestadt Lübeck wird seitens der unteren 
Forstbehörde wie folgt Stellung genommen: 

Ziel der vorliegenden Bauleitplanung ist die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung der notwen-
digen Erschließungsanlagen für den Bahnhaltepunkt Moisling mit 
einem Park & Ride Bereich sowie einer fußläufigen und straßen-
technischen Erschließung entlang der Bahnlinie Hamburg – 
Lübeck. 

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches werden derzeit 
überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Die Straße „Ober-
büssauer Weg“ wird beidseitig von schmalen, langgestreckten, 
gehölzbestockten Grünflächen/ Böschungen gesäumt. Diese sind 
planerisch als öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Verkehrsgrün“ festgesetzt. 

Der aktuell gültige Flächennutzungsplan stellt das betreffende 
Areal überwiegend als „Fläche für Landwirtschaft“ dar. Der südlich 
unmittelbar an die Bahnlinie angrenzende Flächenbereich (=nörd-
liche Teilbereich des Bebauungsplangebietes) soll künftig als Flä-
che „sonstiger überörtlicher und örtlicher Hauptverkehrsstraßen“ 
mit der Zweckbestimmung Park und Ride-Anlage ausgewiesen 
werden. 

Diesbezüglich bestehen forstbehördlicherseits keine Bedenken.  

Waldflächen, gemäß § 2 LWaldG, sind von der 141. Änderung des 
Flächennutzungsplanes nicht betroffen. 

Die Zustimmung zur 141. Änderung des Flächennut-
zungsplanes wird zur Kenntnis genommen.  

zur Kenntnis 
nehmen 
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7.2  Hinweise zum Umgang mit dem Waldbestand auf Ebene der 
Bebauungsplanung  

Unmittelbar südlich an den Plangeltungsbereich des Bebauungs-
planes 21.08.00 bzw. an den Oberbüssauer Weg angrenzend, be-
findet sich Wald gemäß § 2 Landeswaldgesetz. 

Als Wald im Sinne des Gesetzes gilt jede mit Waldgehölzen be-
stockte Grundfläche.  

Waldgehölze im Sinne des Gesetzes sind alle Waldbaum- und 
Waldstraucharten ohne Rücksicht auf Alter, Zustand, Verteilung 
und/oder Art ihrer Entstehung (§ 2 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 2 Abs. 3 
Satz 1 und Satz 2 LWaldG). 

Zur groben Orientierung erhalten Sie nachstehend eine Skizze 
zum Verlauf der Waldgrenze (gelbe Markierung). 

 
Diese Waldfläche ist in der textlichen Begründung bislang noch 
nicht beschrieben bzw. thematisiert worden. 

Die fachliche Auseinandersetzung mit dem Wald wurde in 
der Begründung und dem Umweltbericht des Bebauungs-
planes und der Flächennutzungsplanänderung ergänzt.  

berücksichtigen  
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7.3 Hinweise zum Waldabstand  

Gemäß § 24 Abs. 2 LWaldG weise ich ergänzend darauf hin, dass 
der 30 m Waldabstand in den Bebauungsplan oder die Satzung 
nachrichtlich, gemäß § 24 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 des BauGB, 
aufzunehmen ist. Der 30 m Waldabstand ist in der Planzeichnung 
zu berücksichtigen und als nachrichtliche Übernahme zu erfas-
sen. 

Der Waldabstand wurde in der Planzeichnung des Be-
bauungsplanes nachrichtlich übernommen.  

berücksichtigen  

7.4  Hinweise zum Umgang mit dem Waldbestand auf Ebene der 
Bebauungsplanung  

Nach dem aktuellen Sach- und Kenntnisstand werden Waldflä-
chen, gemäß § 2 Waldgesetz für das Land Schleswig-Holstein 
(LWaldG) in der Bekanntmachung vom 05.12.2004 in der derzeit 
aktuellen Fassung, von der Bauleitplanung berührt bzw. insbeson-
dere durch die bauplanerische Umsetzung des Kreisverkehrs an-
teilig überplant. 

Gegen den Eingriff in die existierende Waldfläche zur Realisierung 
des geplanten Kreisverkehrs bestehen aus hiesiger Sicht erhebli-
che Bedenken.  

Eine forstbehördliche Prüfung dieses Sachverhaltes bzw. eine 
Aussage zur Genehmigungsfähigkeit der dafür erforderlichen 
Waldumwandlung kann forstbehördlicherseits erst nach Vorlage 
weiterführender, konkretisierender Unterlagen bzw. Informationen 
getätigt werden. 

Aus den vorgenannten Gründen kann dem vorgelegten Planent-
wurf zum Bebauungsplan Nr. 21.08.00 forstbehördlicherseits ge-
genwärtig nicht zugestimmt werden.  

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Aufgrund der Topografie des Plangebietes und der beste-
henden Höhenlage der Straßenflächen des Ober-
büssauer Weges - hier insbesondere die Höhenlage der 
Brücke - ist für den Bau des Kreisverkehrs ein Eingriff in 
die Waldflächen unvermeidbar. Die Planung wurde im 
Detail konkretisiert, so dass eine geringfügige Verbesse-
rung zum Schutz des Waldes erfolgt. Dennoch ist weiter-
hin ein Eingriff in den Wald nach derzeitigem Planungs-
stand erforderlich.  

Dieser Eingriff ist entsprechend auszugleichen. Bei einer 
Biotopfläche von 550 m² ergibt sich demnach ein Aus-
gleichserfordernis von 1.100 m².  

Der Ausgleich wird auf dem Flurstück 1/1, Flur 6, Gemar-
kung Niendorf-Moorgarten „Neue Koppel“ realisiert. Dort 
wurde eine Wiederaufforstung vorgenommen. 

berücksichtigen  
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Nr. 8: Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung, Kampfmittelräumdienst SH vom 12.01.2022 

Hinweise zum Umgang mit potenziellen Kampfmitteln  

In der o. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschlie-
ßen.  

Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben/Kanali-
sation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die o. a. Flä-
che/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-
Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen.  

Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt, 
Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mühlenweg 166, 24116 Kiel durch-
geführt. 

Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich frühzeitig 
mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen sollten, da-
mit Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen ein-
bezogen werden können. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. Der Antrag zur Kampf-
mitteluntersuchung wird umgehend gestellt, damit einem 

rechtzeitigem Baubeginn nichts im Wege steht.   

berücksichtigen 
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Nr. 9: Hansestadt Lübeck, Bereich 2.280 Wirtschaft und Liegenschaften, Grundstücksmanagement West vom 28.01.2022 

9.1 Anregung zur geplanten Anzahl der Stellplätze  

Bei den in Anspruch zu nehmenden Flächen südlich der Bahnlinie 
handelt es sich um Ackerflächen des Bereiches Wirtschaft und 
Liegenschaften, welche derzeit noch verpachtet sind. Da landwirt-
schaftliche Flächen im Stadtgebiet der Hansestadt Lübeck immer 
knapper werden, bittet der Bereich Wirtschaft und Liegenschaften 
dringend darum, das Projekt Bahnhaltepunkt Moisling möglichst 
platzsparend zu planen, so dass möglichst wenig Pachtflächen 
verloren gehen. Vor diesem Hintergrund erscheint mir die Planung 
von 100 PKW-Parkplätzen sehr großzügig. Ist tatsächlich davon 
auszugehen, dass eine solch große Anzahl für diesen Bahnhalte-
punkt benötigt wird? Wenn dies nicht der Fall sein sollte, würde 
eine Stellplatzreduzierung zu Gunsten des Erhalts von landwirt-
schaftlichen Flächen durch den Bereich Wirtschaft und Liegen-
schaften sehr begrüßt werden. 

Für die geplanten Funktionen des Bahnhaltepunkte ist die 
Anlage einer ausreichenden Anzahl von Parkplätzen als 
Park+Ride Platz erforderlich. Im Rahmen der politischen 
Beratungen wurde eine Anzahl von 100 Parkplätzen ge-
fordert. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes enthält zudem eine 
Reservefläche für die Errichtung weiterer ggf. erforderli-
cher 50 Parkplätze. Die Entwicklung des Park+Ride-Plat-
zes soll in Bauabschnitten erfolgen, deren Größe sich aus 
den tatsächlich erforderlichen Bedarfen ergibt. Dennoch 
wird die gesamte mögliche Fläche des P&R-Platzes be-
reits heute planungsrechtlich als Verkehrsfläche mit be-
sonderer Zweckbestimmung festgesetzt. Diese Auswei-
sung erfolgt, damit die später ggf. erforderliche Realisie-
rung der Gesamtmaßnahme bereits heute planungsrecht-
lich gesichert ist. Ergänzend wird im südlichen Bereich 
eine Maßnahmenfläche zum Ausgleich des Eingriffes in-
nerhalb des Plangebietes festgesetzt. 

nicht  
berücksichtigen  

9.2 Hinweis zu den vorhandenen Pachtverhältnissen  

Sobald mir alle notwendigen Informationen über die Inanspruch-
nahme der Flächen vorliegen, werde ich diese aus dem Pachtver-
trag herauslösen. Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, dass eine Kündigung spätestens bis zum 30.03. eines 
Jahres zum 30.09. des Jahres ausgesprochen werden muss. Au-
ßerhalb dieses Zeitraumes ist keine Kündigung möglich. 

Im Rahmen der zu beschließenden förmlichen Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt eine weitergehende 
Beteiligung des Bereiches Liegenschaften. Es wird recht-
zeitig mitgeteilt, wann die Kündigung zu erfolgen hat. 

Ergänzend erfolgen durch die Koordinierungsstelle der 
Gesamtmaßnahme zur Entwicklung des Bahnhaltes Ab-
stimmungen mit dem Bereich.  

zur Kenntnis 
nehmen 

9.3 Hinweis zu den erforderlichen Abstimmungen  

Sofern auch im Bereich nördlich der Bahnlinien Flächen dauerhaft 
in Anspruch genommen werden sollen, werden auch hierzu die 

Die Flächen nördlich der Bahntrasse sind Bestandteil der 
Gesamtmaßnahme „Neue Mitte Moisling, welche durch 
den Bebauungsplan 21.01.00 - Oberbüssauer Weg/ Neue 
Mitte Moisling - überplant wird. Die Abstimmung erfolgt 

Zur Kenntnis  
nehmen 
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notwendigen Informationen benötigt (Flächenumgriffe und Zeit-
plan). Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass Flächenan-
käufe regelmäßig einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen. 
Dies sollte bei der Planung berücksichtigt werden. 

hierzu im Rahmen des genannten Bauleitplanverfahrens 
21.01.00.  
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Nr. 10: Hansestadt Lübeck, Bereich Stadtgrün und Verkehr vom 28.01.2022 

Im Zuge der Bereichsbeteiligung zum o.g. Bebauungsplan nimmt 
der Bereich 5.660 Stadtgrün und Verkehr wie folgt Stellung: 

10.1 Hinweise zu den geplanten Kiss+Ride Flächen 

Der Planzeichnung ist der Bereich für Kiss-and-Ride nicht zu ent-
nehmen. In der Begründung wird diesbezüglich die Südseite des 
Bahnsteigs erwähnt.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr bittet hier um entspre-
chende Konkretisierung und um Berücksichtigung, dass auf-
grund der Lage der Treppe des Bahnsteigs in Richtung Ham-
burg davon auszugehen ist, dass vermutlich mehrfach nörd-
lich des Gleises gehalten wird.  

 
 

Die genannten Kiss+Ride-Parkplätze sind Bestandteil der 
Straßenverkehrsfläche des Oberbüssauer Weges. Eine 
eigenständige planungsrechtliche Festsetzung der Flä-
chen ist nicht erforderlich. Die Darstellung erfolgt nach-
richtlich. 

Die Ausführungen der Begründung des Bebauungspla-
nes werden entsprechend ergänzt.  

 
 

berücksichtigen 

10.2 Radverkehrsflächen  

Es ist davon auszugehen, dass der Schwerpunkt der verkehrli-
chen Anbindung auch beim Radverkehr liegen soll.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr weist vorsorglich darauf 
hin, die für den Radverkehr erforderlichen Flächen bei der 
Planung zwingend zu berücksichtigen. So sind z.B. vorge-
schriebene Sicherheitsräume zwischen dem Radweg unmit-
telbar neben Längsparkplätzen einzuplanen.  

Diese Hinweise sind erst im Rahmen der späteren Aus-
bauplanung zu berücksichtigen.  

Die festgesetzten Straßenbreiten haben genug Platz, um 
Sicherheitsräume vorzusehen. 

Zur Kenntnis 
nehmen 

10.3 Hinweise zu den geplanten Nutzungen nördlich der 
Bahntrasse aus dem Bebauungsplan 21.01.00 

Der Begründung ist zu entnehmen, dass eine Nutzungsmischung 
angedacht ist.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr weist vorsorglich darauf 
hin, dass diese Nutzungsmischung –Bahnhaltepunkt / Nah-
versorgung- möglicherweise zu Konflikten führen kann, da 
das Nahversorgungszentrum auch für weiter entfernt liegende 
Teile von Moisling oder Niendorf interessant sein könnte, was 

Die Ausführungen in der Begründung beziehen sich auf 
den nördlich der Bahntrasse angrenzenden Bereich rund 
um den neu zu schaffenden „Moislinger Markt“ im Zusam-
menhang mit der Entwicklung der „Neuen Mitte Moisling“. 
Diese Erläuterung wurde zum Verständnis des Gesamt-
zusammenhanges innerhalb des Stadtteiles Moisling 
aus- und aufgeführt. Zur Schaffung der planungsrechtli-
chen Voraussetzungen der Entwicklung nördlich der 
Bahntrasse erfolgt auf der Grundlage des Rahmenplanes 

Zur Kenntnis 
nehmen 
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wiederum zu einer verstärkten Nutzung des Pkw zur Erledi-
gung der Einkäufe führt. Diese etwaigen verkehrlichen Aus-
wirkungen sind bisher weder thematisiert noch von hier aus 
einschätzbar. 

„Neue Mitte Moisling“ die Aufstellung des Bebauungspla-
nes 21.01.00 – Oberbüssauer Weg/ Neue Mitte Moisling 
-. Dieser beinhaltet auch die erforderliche Infrastruktur für 
den Bahnhaltepunkt nördlich der Bahn. 

10.4 Hinweise zur Ausgestaltung des Kreisverkehrs 

Der dargestellte Kreisverkehr am südlichen Ende des BP-
Gebietes ist hinsichtlich der Lage sicherlich sinnvoll, um das Wen-
den von Bussen und Pkw zu ermöglichen.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr bittet zu berücksichtigen, 
dass hier auch landwirtschaftlicher Verkehr in Richtung der 
Felder auftreten wird. Daher sollte der Mittelkreis ggf. über-
fahrbar geplant werden oder zumindest über eine breitere 
Fahrbahn verfügen, die einen gepflasterten Streifen um den 
Innenkreis herum aufweist. Eine entsprechende planerische 
Berücksichtigung sollte auch für die Verkehrsinseln vorge-
nommen werden.  

Auf Ebene der Bauleitplanung werden die Anregungen 
zur Kenntnis genommen und es erfolgt die Darstellung 
bzw. Ausweisung der Verkehrsflächen in der notwendi-
gen Größe.  

Die Hinweise zur konkreten  Ausbauplanung sind im wei-
teren Planungsprozess zu berücksichtigen. 

berücksichtigen 

10.5 Hinweise zur Anzahl der E-Ladesäulen 

Die Herleitung der Anzahl der E-Mobil-Ladeplätze wird nicht er-
läutert und erscheint aus hiesiger Sicht recht hoch.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr empfiehlt, die Herleitung 
der Anzahl entsprechend zu begründen (gibt es ggf. Aussa-
gen von Stromanbietern?)  

Diese Hinweise sind im Rahmen der späteren Ausbaupla-
nung konkret abzustimmen und zu berücksichtigen. 

zur Kenntnis 
nehmen 

10.6 Hinweise zur Anordnung der Stellplätze  

Die Planzeichnung stellt die Ausrichtung der Schrägparkplätze so 
dar, dass diese Reihen bei der Parkplatzsuche nicht nacheinander 
angefahren werden können, sondern nur in großen Schleifen 
(siehe Anhang) anfahrbar sind, es sei denn, man parkt rückwärts 
ein.  

Diese Hinweise sind im Rahmen der späteren Ausbaupla-
nung konkret abzustimmen und zu berücksichtigen. 

zur Kenntnis 
nehmen 
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> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert, das Parkkonzept 
zu überdenken / zu verbessern. Eine Anordnung der Park-
plätze in Senkrechtaufstellung böte mehr Flexibilität, auch 
wenn dabei ein höherer Platzbedarf entsteht. Wichtig ist es, 
etwaige Rangiervorgänge weitestgehend zu reduzieren.  

10.7 Hinweise zur Bemaßung von Stellplätzen 

Der Planzeichnung sind keine Vermaßungen der Querschnitte, 
Parkplätze zu entnehmen.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr bittet hier Ergänzung, da-
mit eine entsprechende Beurteilung möglich ist.  

Die konkrete Anordnung und Ausgestaltung der Park-
plätze ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes. Eine 
maßstäbliche Planzeichnung, die im Bereich Stadtgrün 
und Verkehr abgestimmt wurde liegt dem Bebauungspla-
nentwurf zu Grunde.  

nicht  
berücksichtigen 

10.8 Hinweise zur späteren Ausbauplanung der Querungshilfen 

Die Lage der Querungshilfe relativ dicht hinter den Bushaltestellen 
wird als ungünstig angesehen, weil davon auszugehen ist, dass 
Busse hier längere Warte-/Standzeiten haben werden.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr bittet darum, diesen Punkt 
bei der jetzigen Planung hinsichtlich der Einsehbarkeit als 
Fußgänger (ggf. Darstellung von Sichtdreiecken) zu berück-
sichtigen.  

Diese Hinweise sind im Rahmen der späteren Ausbaupla-
nung konkret abzustimmen und zu berücksichtigen. 

zur Kenntnis 
nehmen  

10.9 Rückfrage zur Erforderlichkeit der Busüberliegeplätze 

Der Begründung ist nicht zu entnehmen, weshalb westlich des 
Oberbüssauer Wegs, südlich der Bahngleise eine großflächige 
Busfahrgasse hergestellt wird.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert Erläuterungen zur 
Notwendigkeit und zur angedachten Funktion dieser Fläche. 
Ansonsten kann davon ausgegangen werden, dass eine Fahr-
bahnrandhaltestelle ggf. ausreicht.  

Die genannte Aufweitung soll als Überliegerplatz für bis 
zu fünf Busse dienen und ist eine Forderung des Stadt-
verkehr Lübeck GmbH, die mit dem Verkehrswendbeauf-
tragten abgestimmt ist.  

Zur Einplanung von Zeitpuffern für den Ausgleich von 
Verspätungen beziehungsweise Streuungen der Fahrzei-
ten im Straßenverkehr, zum Abwarten fahrplanbedingter 
Wendezeiten (zum Beispiel aufgrund von Anschlussver-
bindungen), zur Vermeidung kosten und -emissionsstei-
gernder Ein-, Ausrück- oder Ablösefahrten und zur Ge-
währung gesetzlicher Ruhepausen, tarifvertraglich fest-

berücksichtigen 
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gelegten Zeiten für Pausen sowie für die Fahrtvorberei-
tung und -nachbereitung ist es erforderlich, Busse außer-
halb des unmittelbaren Haltestellenbereiches abstellen 
zu können. Hierzu erfolgt die Einrichtung von sogenann-
ten Überliegerplätzen, die sich in der Regel an den An-
fangs- und Endpunkten der Linien beziehungsweise auch 
überall dort, wo Teil- und Zwischenbetriebe der Linien be-
ginnen beziehungsweise enden, befinden.  

Die Begründung wird um eine entsprechende Erläuterung 
ergänzt.  

10.10 Hinweise zur Änderung des Geltungsbereiches nach Auf-
stellungsbeschluss  

In „Teil A - Planzeichnung“ ist der Umgriff anders als im Aufstel-
lungsbeschluss: Die nord-westliche Ecke ist ausgeweitet worden. 
In der Begründung ist keine Erklärung dazu zu finden, z. B. weder 
unter Punkt 1.1 „Lage und Abgrenzung des Plangebietes“ noch 
unter Punkt 10.1 „Verfahrensübersicht“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert die Ergänzung ei-
ner Erklärung.  

Der Geltungsbereich eines Bauleitplanes kann sich im 
Rahmen des Verfahrensverlaufes ändern. Das Erforder-
nis wird in der Begründung um eine kurze Beschreibung 
ergänzt.  

berücksichtigen  

10.11 Hinweise zur Festsetzung von Maßnahmenflächen  

In „Teil A – Planzeichnung“ und der Zeichenerklärung sind die 
„Grünflächen“ beiderseits des Oberbüssauer Weges und inner-
halb des Kreisverkehrs nach „§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB“ als „öf-
fentliche Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ 
festgesetzt. Laut Begründung unter 5.4.1 „Grünflächen“ (S. 18) 
„setzt“ „der Bebauungsplan“ „die straßenbegleitenden Grünflä-
chen als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Ver-
kehrsgrün“ fest.“ Laut Begründung unter 5.4.2 wird die Maßnahme 
für die betreffenden Flächen wie folgt begründet: „Zur Sicherung 
der landschaftlichen Einbindung der Straße und der Straßenbö-
schung […] die künftigen Böschungsflächen […].“ Im § 9 Abs. 1 

Der Entwurf des Bebauungsplanes stellt die geplante 
Straßenböschung dar. Die Fläche wird als öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ 
festgesetzt. Diese Flächennutzung wird zudem mit einer 
Anpflanzbindung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB über-
lagert.  

teilweise  
berücksichtigen  
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Nr. 15 BauGB steht: „die öffentlichen und privaten Grünflächen, 
wie Parkanlagen, Naturerfahrungsräume, Dauerkleingärten, 
Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe“. In der Anlage zur 
Planzeichenverordnung unter Punkt 9. gibt es zu § 9 Abs. 1 Nr. 15 
BauGB für „Grünflächen“ die Zweckbestimmungen: „Parkanlage, 
Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplatz/ Freibad, 
Friedhof“. Unter § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB steht: „die Flächen für 
Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur 
Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind.“ In der Anlage 
zur Planzeichenverordnung unter Punkt 15.9. gibt es zu § 9 Abs. 
1 Nr. 26 BauGB zur Darstellung von Aufschüttungen gestrichelte 
Böschungslinien.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert für diese Flächen 
die Änderung der Planzeichnung, der Zeichenerklärung und 
der Begründung hin zu § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB statt Nr. 15, 
d. h. mit einer gestrichelten Böschungslinie und ohne die Flä-
chensignatur für „Grünflächen“. Das Planzeichen für die „Um-
grenzung von Flächen zur Anpflanzung […]“ bleibt von der 
Änderung unberührt. Die Aufschüttungen bzw. Böschungs-
ausbildung sind eindeutig zur Herstellung und dauerhaften Si-
cherung des Straßenkörpers notwendig. Deren Begrünung 
durch Gehölze sichert die Böschungen gegen Erosion.  

10.12 Hinweise zum Umgang mit dem anfallenden Niederschlags-
wasser und Auswahl von Straßenbaumarten 

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtliche Festsetzungen“ 
Punkt 2.1 wird für die „Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung „Park+Ride“, der Umgang mit dem „anfallenden Nieder-
schlagswasser“ beschrieben. In der Begründung unter 5.3.4 „Re-
genwasserbehandlung“ steht: „Das aktuelle Konzept sieht zu-
nächst die Anlage einer straßenbegleitenden Versickerungsmulde 
vor“.  

Im Zuge der weiteren Verfahrensbearbeitung erfolgte die 
Erarbeitung eines wasserwirtschaftlichen Fachbeitrages, 
welcher die Niederschlagswasserbewirtschaftung dar-
stellt.  

Dieser Fachbeitrag enthält u.a. die erforderliche A-RW 1 
Berechnung. Die fachliche Zuständigkeit liegt hier bei der 
unteren Wasserbehörde und ist mit der Behörde abge-
stimmt.  

berücksichtigen  
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> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert eine klimaange-
passte Planung für die Zufahrtsstraße und die Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung „Park+Ride“ unter Berücksich-
tigung eines Konzeptes zur dezentralen Regenwasserbewirt-
schaftung, welche beispielsweise die Verwendung von Baum-
rigolen beinhaltet.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert, dass die Prüfung 
der Planung mit dem Berechnungsprogramm für A-RW 1 vom 
LLUR des Landes Schleswig-Holstein festgesetzt werden soll.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert, dass die Planung 
und Ausführung der Gehölzneupflanzungen im Bereich der 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Park+Ride“ 
nach der aktuellen „Lübecker Richtlinie zur Pflanzung von 
Straßenbäumen“ festgesetzt werden soll.  

Der vorliegende Bebauungsplan-Entwurf enthält eine 
Auswahl möglicher Straßenbaumarten. Die konkrete Aus-
wahl erfolgt im Rahmen der späteren Ausbauplanung 
nach der aktuellen „Lübecker Richtlinie zur Pflanzung von 
Straßenbäumen“. 

10.13 Hinweise zur Erhaltung der Grünstrukturen auf den geplan-
ten Straßenböschungen  

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtlichen Festsetzungen“ 
steht: „3. Pflanz- und Erhaltungsbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) 
und b) BauGB) 3.1 Der auf der Fläche mit Bindungen zur Bepflan-
zung und zur Erhaltung vorhandene Bestand an Bäumen und 
hochwachsenden Sträuchern ist zu erhalten und durch Neupflan-
zungen […] zu ergänzen, […]“. In „Teil A – Planzeichnung“ im Zu-
sammenhang mit der „Zeichenerklärung“ gibt es nur „Umgren-
zung[en] von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a).  
In der Begründung unter Punkt 5.4.2 steht „Pflanz- und Erhal-
tungsbindung“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert die Anpassung der 
Festsetzungen und der Begründung an die Planzeichnung, 
d.h. „- und Erhaltungs“, „und b)“, „und zur Erhaltung“ und „ist 
zu erhalten und“ ist in den Festsetzungen und der Begrün-
dung zu streichen. Denn für die Bauausführung ist in vielen 

Aus technischen Gründen sind die vorhandenen Bö-
schungen nicht zu erhalten, sondern müssen, um die 
Standfestigkeit der Straße zu sichern, abgetragen und 
neu errichtet werden. In diesem Zusammenhang wird 
eine komplette Beseitigung der vorhandenen Grünstruk-
turen nicht zu vermeiden sein. Die Böschung wird auf-
grund statischer Erfordernisse verbreitert werden müs-
sen, um die geplanten Verkehrsanlagen tragen zu kön-
nen. Dafür wird die Böschung von Grund auf neu aufge-
baut, um langfristig die Standsicherheit zu gewährleisten. 

Im Bebauungsplan erfolgt nunmehr die Festsetzung ei-
nes Anpflanzgebotes.  

berücksichtigen  
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Teilen, z. B. direkt neben dem Straßenkörper, abhängig vom 
Bauablauf eine Rodung des Bestands notwendig.  

10.14 Korrekturhinweise zur Planzeichnung  

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtliche Festsetzungen“ 
Punkt 3.2. wird von „Anpflanzung festgesetzter Gehölzstreifen (A)“ 
gesprochen. Eine weitere Verortung ist im textlichen Teil nicht zu 
finden. In „Teil A – Planzeichnung“ ist die Bezeichnung „Gehölz-
streifen (A)“ nicht zu finden.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert die eindeutige 
Ausweisung dieser Fläche in der Planzeichnung.  

Die Planzeichnung wird entsprechend ergänzt.  berücksichtigen 

10.15 Hinweise zur Bezeichnung von Baumqualitäten   

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtliche Festsetzungen“ 
Punkt 3.2.steht: „[…] ist als freiwachsende Hecke mit standorthei-
mischen Baum- und Straucharten […]“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert „standortgerechte, 
heimische“ statt „standortheimisch“ zu formulieren entspre-
chend 3.1.  

Das Attribut „standortheimisch“ bezeichnet zum einen 
standortgerechte zum anderen heimische Pflanzen und 
ist somit synonym zu den durch den Bereich vorgebrach-
ten Bezeichnungen zu sehen.  

Zum besseren Verständnis wird die Festsetzung jedoch 
geändert.  

berücksichtigen  

10.16 Hinweise zu Bezeichnungen  

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtlichen Festsetzungen“ 
Punkt 3.2. steht: „[…] Anwuchspflege […]“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert den Begriff „Ent-
wicklungspflege“ statt „Anwuchspflege“ zu benutzen, da dies 
der Begriff ist, der in der DIN verwendet wird, dadurch also in-
haltlich eindeutig ist.  

Dem Vorschlag wird gefolgt.  berücksichtigen  

10.17 Hinweise zur Gestaltung und Gliederung der Stellplatzan-
lage durch Baumpflanzungen   

Dem Vorschlag wird gefolgt.  berücksichtigen 
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Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtliche Festsetzungen“ 
Punkt 3.3 steht: „Stellplätze sind durch Baumpflanzungen zu glie-
dern.“  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert die Ergänzung: „zu 
gliedern und zu beschatten.“  

10.18 Hinweise zur Bezeichnung von Baumqualitäten   

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtlichen Festsetzungen“ 
Punkt 3.3 ist „je […] 10 Stellplätzen ein […] standortgerechter, hei-
mischer Laubbaum“ als Neupflanzung gefordert.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert hier für die 
Neupflanzungen eine „klimaangepasste“ Gehölzauswahl fest-
zusetzen anstelle von „heimisch“ und „Baum“ statt „Laub-
baum“, um die Vorteile auch von Immergrünen nutzen zu kön-
nen. Laubbäume haben in unserem Klima ca. 6 Monate kein 
Laub.  

Ziel der Planung ist eine Überstellung der Parkplatzflä-
chen des Park+Ride-Platzes mit standortgerechten Laub-
bäumen. Es ist richtig, dass eine Vielzahl sinnvoller klima-
angepasster Baumarten nicht heimisch ist, so dass eine 
Anpassung der Festsetzung sinnvoll ist.  

Gleichwohl sollen bewusst weiterhin Laubbäume ge-
pflanzt werden. Eine Verschattung der Parkplatzflächen 
ist in den Wintermonaten - also den Monaten in denen 
Laubbäume kein Laub haben – normalerweise nicht er-
forderlich.  

teilweise  
berücksichtigen  

10.19 Anregungen zu Pflanzqualitäten  

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtliche Festsetzungen“ 
Punkt 3.3 sowie in der „Pflanzliste 2“ ist die Qualität der zu pflan-
zenden Bäume mit einem „Stammumfang von mindestens 16 cm“ 
beschrieben.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert, dass die zu pflan-
zende Qualität der Bäume (entsprechend der „Richtlinie zur 
Pflanzung von Straßenbäumen“) mit einem Mindest-Stamm-
umfang von 18/20 cm festgeschrieben werden soll.  

Die Festsetzung wird den Forderungen des Bereiches 
Stadtgrün und Verkehr entsprechend angepasst.  

  

berücksichtigen  

10.20 Konkretisierende Hinweise zur Ausführung von Baumschei-
ben innerhalb der Planung  

Im „Teil B – Text“ unter I. „Planungsrechtliche Festsetzungen“ 
Punkt 3.3 steht: „in einer mindestens 12 m² großen Baumscheibe“.  

Die Festsetzung wird entsprechend konkretisiert.  berücksichtigen  
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> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert die Ergänzung: 
„großen, offenen Baumscheibe, gemessen zwischen den Rü-
ckenstützen,“.  

10.21 Hinweise zur Auswahl der Baum- und Straucharten 

Im „Teil B – Text“ unter III. Pflanzlisten steht unter Pflanzliste 1 
„Gehölzstreifen als freiwachsende Hecke“: „Bäume Hochstamm 3 
x v., Stammumfang mind. 16 cm […] Sträucher Sträucher/Heister 
2 x v., 60-100 cm, Pflanzabstand 0,75 m x 0,75 m“. In der Begrün-
dung unter Punkt 5.4.2 steht: „Der geplante Park&Ride-Platz soll 
[…] durch einen 5,0 m breiten Gehölzstreifen als freiwachsende 
Hecke […] abgegrenzt werden“. In „Teil A – Planzeichnung“ ist um 
die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Park + Ride“ 
die „Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen“ auf der Flächen-
signatur „Fläche für die Landwirtschaft“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr geht davon aus, dass die 
„freiwachsende Hecke“ von dem Nutzer der landwirtschaftli-
chen Fläche angepflanzt und unterhalten wird. Falls diese 
Aufgabe dem Bereich Stadtgrün und Verkehr zugeordnet wer-
den sollte, wird gefordert, die Stammumfänge auf mind. 18 cm 
zu erhöhen, die Strauchpflanzung mit folgenden Qualitäten 
festzusetzen: „in den Mengen 2:1 innerhalb einer Gehölzart 
sind zu pflanzen: verpflanzter Strauch, ohne Ballen, 100 - 150 
cm und Strauch, 3xv., mit Ballen, 100 - 125 cm“.  

Die Festsetzung wird den Forderungen des Bereiches 
Stadtgrün und Verkehr entsprechend angepasst.  

 

berücksichtigen 

10.22 Hinweise zur Auswahl der Baumarten 

Im „Teil B – Text“ unter III. Pflanzlisten steht unter Pflanzliste 1 
steht unter „Sträuchern“: „Esche (Fraxinus excelsior)“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr empfiehlt Eschen als 
Bäume zu pflanzen, da sie als Heister nicht erhältlich sind. 

Die genannte Esche (Fraxinus excelsior) ist in jeder deut-
schen Baumschule auch als Heister erhältlich. Gleich-
wohl erfolgt einer Ergänzung der Baumart für die Nutzung 
als Hochstamm.  

teilweise  
berücksichtigen 

10.23 Hinweise zur Auswahl der Baumarten Ziel der Planung ist eine Überstellung der Parkplatzflä-
chen mit standortgerechten Laubbäumen. Es ist richtig, 

teilweise 
berücksichtigen  



141. Flächennutzungsplanänderung und Bebauungsplan 21.08.00 / Auswertung der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 33 

Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung und Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Im „Teil B – Text“ unter III. Pflanzlisten stehen unter Pflanzliste 2 
ausgewählte, heimische Baumarten. Gemäß den Festsetzungen 
3.3 sind diese für die „oberirdische Stellplatzanlage“.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert die Änderung der 
Gehölzauswahl für die geplante Stellplatzanlage, in der die 
besonderen Standortbedingungen zu berücksichtigen sind, 
z.B. kein Spitz-, kein Bergahorn. Wir empfehlen zudem eine 
größere Artenvielfalt und auch Immergrüne bei der Ge-
hölzauswahl festzusetzen, um einen waldartigen Charakter 
der Pflanzung zu erzeugen und damit die Fläche in die an-
grenzende Landschaft mit baumbestandenen Flächen einzu-
binden und die kleinklimatischen Auswirkungen zu optimieren. 
Für Immergrüne ist dann die geforderte Qualität z. B. als min-
destens Solitär, 4xv., mit Drahtballierung, Breite 100-125 cm, 
Höhe 250-275 cm, festzusetzen. 

dass eine Vielzahl sinnvoller klimaangepasster Baumar-
ten nicht heimisch ist, so dass eine Anpassung der Fest-
setzung erfolgt.  

Gleichwohl sollen bewusst weiterhin Laubbäume ge-
pflanzt werden. Eine Verschattung der Parkplatzflächen 
ist in den Wintermonaten - also den Monaten in denen 
Laubbäume kein Laub haben - nicht erforderlich. 

10.24 Hinweis zur vorhandenen Rad- und Fußwegeverbindung  

Die Begründung beschreibt unter 2.2.2 „Landschaftsbild und Er-
holung“ (s. S.12) die Rad- und Fußwegeverbindung zum 1 km ent-
fernten Elbe-Lübeck-Kanal „entlang der westlichen und nördlichen 
Plangebietsgrenze“ in Form eines bestehenden, landwirtschaftli-
chen Weges.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert den Erhalt der be-
stehenden Rad- und Fußwegeverbindung bzw. die Sicherung 
der Durchgängigkeit der Verbindung zum Elbe-Lübeck-Kanal.  

Der Bebauungsplan berücksichtigt den Erhalt dieser Rad- 
und Fußwegeverbindung. Der Hinweis wird daher zur 
Kenntnis genommen.  

zur Kenntnis 
nehmen 

10.25 Anregung zur Verortung der Baumpflanzungen innerhalb 
der geplanten Parkplatzanlage  

Die Begründung unter Punkt 5.4.2 (S. 18) besagt, dass das 
Pflanzgebot an keine „direkte Verortung“ gebunden ist und dass 
die Bäume „zwischen den Parkplatzen und/oder in den direkten 
Randbereichen zu pflanzen“ sind. Im „Teil B – Text“ unter I. „Pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen“ Punkt 3.3 steht: „Oberirdische 

Die Anordnung der Begrünung wurde zwischenzeitlich in 
der dem Bebauungsplan zugrundliegenden Ausbaupla-
nung weiterentwickelt und konkretisiert.  

Die Anordnung ist in dem beschriebenen Raster innerhalb 
der Stellplatzreihen angedacht. Gleichwohl kann im Ein-
zelfall eine andere Anordnung fachlich sinnvoll und/ oder 

nicht 
berücksichtigen  



141. Flächennutzungsplanänderung und Bebauungsplan 21.08.00 / Auswertung der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 34 

Inhalt der Stellungnahme und vorgebrachte Argumente Prüfung und Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Stellplatzanlagen sind durch Baumpflanzungen zu gliedern.“ Und 
dort wird von „einem gleichmäßigen Baumraster auf der jeweiligen 
Stellplatzanlage“ gesprochen.  

> Um die kleinklimatischen Vorteile – wie die Staubbindung und 
Reduzierung der Aufheizung der versiegelten Flächen – um-
fänglicher ausschöpfen zu können sowie optische Eingliede-
rung der Stellplatzanlage in das direkte Umfeld und die umge-
bende Landschaft zu verbessern, (z.B. Wirkung von oben - 
von der Brücke), fordert der Bereich Stadtgrün und Verkehr 
die Konkretisierung der Begründung der Neupflanzung im Be-
reich der Stellplatzanlage entsprechend der Festsetzung: die 
Pflanzung der Bäume in geforderter Anzahl (je 10 Stellplätze 
1 Baum), innerhalb der jeweiligen Parkplatzreihen zwischen 
einzelnen Stellplätzen (statt eines Stellplatzes) und (nicht 
„und/oder“) in den Randbereichen. Dies ermöglicht eine annä-
hernd gleichmäßige Begrünung sowie die Beschattung der 
gesamten Stellplatzfläche.  

erforderlich sein, so dass die Festsetzung weiterhin die 
Option einer randlichen Anordnung belässt.  

Die Flexibilität dieser Festsetzung ermöglicht zudem die 
teilweise Überstellung der öffentlichen Parkplatzanlage, 
deren Ausbau als Park+Ride-Platz in der der Nachfrage 
entsprechenden Entwicklungsschritten erfolgen soll, mit 
Photovoltaik-Modulen. Die erforderliche Anzahl der Mo-
dule kann dann dem Bedarf entsprechend, angepasst 
werden. 

10.26 Korrekturhinweis 

In der Begründung unter 5.4.2 steht: „da sich das Anpflanzen von 
Gehölzen zur Begrünung, zur Reduzierung der Staubbindung und 
Aufheizung der versiegelten Flächen hier bewährt hat.“  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr geht davon aus, dass hier 
eigentlich „zur Staubbindung und Reduzierung der Aufhei-
zung“ gemeint ist. 

Die Begründung wird korrigiert.  Zur Kenntnis 
nehmen  

10.27 Hinweis zu den voraussichtlichen Unterhaltungskosten  

In der Begründung steht unter Punkt 9 b) „mittelbare Kosten“ und 
unter 5.1 die „Flächenbilanz“ des Bebauungsplans.  

> Der Bereich Stadtgrün und Verkehr fordert, dass die Informa-
tion, dass für die Unterhaltung der zukünftig öffentlichen Flä-

Zunächst ist festzustellen, dass durch die Aufstellung ei-
nes Bauleitplanes zunächst nur die Kosten der Planerstel-
lung sowie die zugehörigen Fachgutachten anfallen.  

Die Kosten für die Umsetzung und dauerhafte Unterhal-
tung der geplanten Maßnahmen werden in der Begrün-
dung ergänzt werden. In welchem Maße Arbeitszeit durch 

teilweise be-
rücksichtigen 
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chen, also ohne die landwirtschaftliche Fläche, 0,3 VZA (Voll-
zeitarbeitskräfte) benötigt werden, in die Begründung aufzu-
nehmen.  

die Pflege der Maßnahmen anfällt ist nicht bebauungs-
planrelevant und auch nicht überprüfbar!  
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Nr. 11: Stadtverkehr Lübeck GmbH, Verkehrsplanung vom 21.01.2022 

Hinweise Qualitätseinstufung des ÖPNV sowie der Kostenüber-
nahme durch die Hansestadt Lübeck  

Nach dem aktuellen 4. RNVP ist die Erschließungsqualität für 
Wohn- und Mischgebiete mit einer hohen Verdichtung bis zu 
480m für die Wegeentfernung, sowie eine ungefähre Wegezeit 
von 7 Min. angeben. Wie Sie auch unter der 5.3.2 Anbindung an 
den öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV)) aus der Begründung richtig 
erwähnen, würde der zukünftige Bahnhaltepunkt Moisling auch 
ohne zusätzliche Haltestellen dem 4. RNVP entsprechen. 

Der Stadtverkehr Lübeck ist in die Planungen mit der Hansestadt 
Lübeck fest eingebunden und begrüßt im Rahmen der Verkehrs-
wende die Anbindung des Bahnhaltepunktes Moisling mit dem 
Busverkehr. Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass die zu-
sätzlich anfallenden, laufenden Betriebskosten für die Verlänge-
rung/ Verlegung der Linien zum Bahnhof Moisling sowie für den 
Bau der Fahrpersonal-Toilette von der Hansestadt Lübeck über-
nommen werden müssen. 

In der PDF- Datei „7_21-11-30_Erschließung-Moisling Bhn-
halt.PDF“ haben Sie gegenüber den Überliegerplätzen je einen 
Fahrgastunterstand pro Fahrbahnrandhaltestelle eingeplant. Die 
hintere Fahrbahnrandhaltestelle benötigt allerdingst keinen Fahr-
gastunterstand, diese ist als ein kurzer Überliegerplatz eingeplant. 
Beide Fahrgastunterstände sollten an der ersten vorderen Fahr-
bahnrandhaltestelle eingeplant werden. 

Wir gehen davon aus, dass die Länge der erste Fahrbahnrandhal-
testelle mindesten 42m und die zweite Fahrbahnrandhaltestelle 
20m betragen. 

Ansonsten verweisen wir auf die bisherigen Protokolle. 

Da die ausgewiesene Verkehrsfläche ausreicht, können 
diese Hinweise im Rahmen der späteren Ausbauplanung 
berücksichtigt werden.  

Die Hansestadt Lübeck ist Aufgabenträger für den ÖPNV. 
Sie bestellt die Takte, die Linienführungen und die Bus-
haltestellenerfordernisse. Der Stadt ist bewusst, dass die 
Maßnahmen aus dem städtischen Haushalt finanziert 
werden. 

zur Kenntnis 
nehmen  
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Nr. 12: TraveNetz GmbH, Planung, Bau und Betrieb Netze Strom vom 19.01.2022 

Hinweise zur geplanten Ver- und Entsorgung des Plangebietes  

Bezugnehmend auf die oben genannte Flächennutzungsplanän-
derung und den Bebauungsplanentwurf nehmen wir wie folgt Stel-
lung. 

Für eine Elektrizitätsversorgung ist der Ausbau unseres Nieder-
spannungsnetzes erforderlich. Nach Vorlage des Energiebedarfs 
wird im Rahmen einer Detailplanung ein Konzept erstellt. 

Eine Gas‐ und Wassererschließung ist nicht geplant, sofern wird 
kein Bedarf angemeldet. 

 

Diese Hinweise sind im Rahmen der späteren konkreten 
Ausbauplanung zu berücksichtigen. 

zur Kenntnis 
nehmen  
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Nr. 13: Hansestadt Lübeck Bereich 3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz, Abteilung Natur, Klima, Immissionen vom 
28.01.2022 

Der Bereich Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz der Hanse-
stadt Lübeck nimmt aus Sicht des Natur-, Klima- Immissions- und 
Gesundheitlichem Umweltschutzes zur vorgelegten Planung wie 
folgt Stellung: 

  

13.1 Hinweise zur Eingrünung des Plangebietes  

Aus landschaftsplanerischer Sicht bestehen keine grundsätzli-
chen Bedenken. Da das Planungsgebiet an das LSG Talraum 
von Grienau und Quadbek angrenzt, ist auch an der Süd- und 
auf ganzer Länge der Ostgrenze des Planungsgebietes, zur 
landwirtschaftlich genutzten Fläche hin, eine Eingrünung vorzu-
nehmen. Die Überstellung der Parkflächen mit einem Baumras-
ter wird grundsätzlich begrüßt, da hierdurch der Übergang zur 
freien Landschaft gestaltet wird, siehe auch II. 

Der Bebauungsplan sieht eine Eingrünung der Stellplatz-
fläche vor. Auch die geplante Begrünung durch Bäume 
innerhalb der Parkplatzanlage hat weiterhin Bestand und 
wird entsprechend festgesetzt. Da wo das Baumraster 
durch Photovoltaikmodule unterbrochen wird, ist der 
rechnerisch erforderliche Anteil an Bäumen in der randli-
chen Eingrünung an der Ostgrenze des Planungsgebie-
tes mit unterzubringen. 

berücksichtigen 

13.2 Anregungen zur praktischen Umsetzung der Eingrünung  

Aus Sicht der UNB bestehen keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen die F-Planänderung und die Bebauungsplanung. Zur Mini-
mierung von Eingriffen wird um Berücksichtigung der folgenden 
Punkte gebeten: 
Knick östlich der Zufahrtsstraße und südlich der Parkplatzfläche: 
Hier sind von vorn herein an sinnvoller Stelle Durchfahrten einzu-
planen, unter Berücksichtigung der anvisierten Nutzungsabsich-
ten auf der jetzt als landwirtschaftliche Nutzfläche ausgewiesenen 
Fläche. 

Die zunächst als landwirtschaftliche Fläche festgesetzte 
Fläche im Vorentwurf des Bebauungsplanes ist im Ent-
wurf als Grünfläche mit überlagernden Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft festgesetzt. Gleichwohl ist weiterhin eine 
Anbindung der Fläche für Pflege-/Landwirtschaftliche 
Fahrzeuge sinnvoll und wird entsprechend berücksichtigt.  

berücksichtigen  

13.3 Anregungen zur Versiegelung von Stellplätzen 

Da davon auszugehen ist, dass nur ca. 1/3 der Stellplätze regel-
mäßig belegt ist, sollte auch nur 1/3 der Stellplätze befestigt wer-
den. 2/3 der Stellplätze sind mit wassergebundener Decke und 
Bäumen im Baumraster gemäß Festsetzung 3.3 zu gestalten. 

Der Bebauungsplan setzt fest, dass maximal die direkt an 
den Bahnsteig angrenzenden 35 Stellplätze vollversiegelt 
sein dürfen. Die weiteren Stellplätze sind mit wasser- und 
luftdurchlässigen Belägen (z.B. Pflaster mit mindestens 
15 % Fugenanteil, Sickerpflaster, Rasenfugenpflaster, 

berücksichtigen  
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Schotterrasen oder vergleichbaren Befestigungen) herzu-
stellen. Unter Berücksichtigung der aktuell geplanten 
rund 100 Stellplätze entspricht dies der genannten Dritte-
lung.  

13.4 Anregungen zu Baumpflanzungen an Stellplätzen 

Punkt 3.3 der Festsetzungen ist dahingehend zu ändern, dass je 
angefangene 6 Stellplätze ein heimischer Laubbaum mit Stamm-
umfang von mindestens 18 cm gemessen in 1 m Höhe zu pflanzen 
ist. 

Sofern auf dem befestigten Teilbereich des Parkplatzes (1/3) eine 
Bedeckung mit PV-Anlagen umgesetzt werden soll und dort we-
gen der Besonnung keine Überstellung mit Bäumen realisiert wer-
den kann, ist der rechnerisch erforderliche Anteil an Bäumen für 
diesen Teilbereich in den unter Punkt I geforderten Eingrünung an 
der Ostgrenze des Planungsgebietes mit unterzubringen. 

Der Bebauungsplan wurde zwischenzeitlich weiterentwi-
ckelt und setzt fest, dass je 4 Stellplätze ein Baum zu 
pflanzen ist. Diese sind innerhalb oder direkt angrenzend 
herzustellen.  

Ergänzend wird die vorgebrachte Anregung für den Fall 
der Anlage von Photovoltaik-Modulen textlich aufgenom-
men.  

berücksichtigen 

13.5 Anregungen zum Zeitpunkt der Baumpflanzungen  

Sollten die 100 Stellplätze in mehreren Abschnitten zeitversetzt 
gebaut werden, so sind die rechnerisch erforderlichen Bäume 
gleich zu Beginn in einem Zuge zu pflanzen, damit sie möglichst 
früh ihre vollumfänglichen Funktionen im Naturhaushalt erfüllen. 

Wenngleich die Anregung durchweg sinnvollerscheint, so 
ist eine vorgezogene Umsetzung schwierig und steht im 
Widerspruch zur bedarfsangepassten Planung. Die kon-
krete Ausbauplanung erfolgt nur für die jeweils erforderli-
chen Bauabschnitte. Entsprechend lassen sich zu diesem 
Zeitpunkt die im weiteren Planungsprozess erforderlichen 
Baumstandorte nicht hinreichend bestimmen. Soweit in 
einer späteren Planung Änderungen erforderlich werden 
sollten, wären diese durch bereits in der Örtlichkeit vor-
handene Bäume deutlich eingeschränkt. Zudem ist bei 
fehlendem Bedarf eine Ausweitung des Park+Ride-Plat-
zes nicht erforderlich, so dass diese Forderung einer dem 
Bedarf angepassten Entwicklung widerspricht. 

nicht  
berücksichtigen  
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13.6 Hinweise zum Artenschutz und zu Natura 2000 

Nach derzeitigem Kenntnisstand bestehen aus artenschutzrecht-
licher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken gegen die vorgese-
hene Planung. Eine abschließende Stellungnahme ist aber erst 
möglich, wenn das vorgesehene Artenschutzgutachten vorliegt. 
Im weiteren Verfahren sind insbesondere die Auswirkungen der 
Planung auf Fledermäuse, Haselmäuse und Vögel zu beurteilen 
und ggf. artenschutzrechtlich erforderliche Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen zu bestimmen. 

Natura 2000-Gebiete sind durch die Planung nicht betroffen. 

Im Rahmen der Bauleitplanaufstellung erfolgte die Erar-
beitung eines Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages. Die 
Ergebnisse sind in die Begründung und den Umweltbe-
richt eingearbeitet.  

Der Hinweis auf die Natura 2000 Gebiete wird zur Kennt-
nis genommen.  

Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen.  

berücksichtigen 

13.7 Hinweise zur Anpassung an den Klimawandel 

Aus Sicht der Klimaanpassung gibt es keine fachlichen Bedenken 
gegen die F-Plan-Änderung. 

Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. zur Kenntnis  
nehmen 

13.8 Hinweise zum Klimaschutz 

Aus Sicht des Klimaschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 
F-Plan-Änderung und die Bebauungsplanung. 

Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. zur Kenntnis  
nehmen 

13.9 Hinweise zur Berücksichtigung der Mobilitätswende  

Die Planung des Bahnhaltepunkts mit verschiedenen Mobilitäts-
angeboten (Car-Sharing, Park & Ride, ÖPNV, Auto und Radab-
stellplätze) wird als wichtiger Schritt für die Verbesserung der In-
termodalität und die Mobilitätswende begrüßt.   

Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. zur Kenntnis  
nehmen 

13.10  Anregungen zur Nutzung der Sonnenenergie  

Nach dem GEIG sind bei Parkplatz-Neubauten jeder dritte Park-
platz mit Ladeinfrastruktur auszustatten. Daher sollte hier auch 
eine Überdachung der Parkplätze mit PV-Anlagen für die Bereit-
stellung des Ladestroms der E-Ladesäulen geprüft werden.  
Anknüpfend an II ist somit eine Belegung von einem Drittel der 
Parkplatzflächen mit PV-Dächern anzustreben.   

Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wer-
den den Anregungen entsprechend ergänzt und ermögli-
chen nunmehr die Überstellung der Parkplatzanlage mit 
Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien (z.B. durch 
PV-Module).  

berücksichtigen 
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13.11  Hinweise zum Immissionsschutz 

Da die schalltechnische Untersuchung noch nicht vorliegt und der 
Umweltbericht im weiteren Verfahren erarbeitet wird, kann zu die-
sem Zeitpunkt noch keine weitergehende Prüfung und Stellung-
nahme erfolgen. 

Die geplante Park+Ride-Anlage grenzt nicht an eine 
schützenswerte Nutzung. Die nächstgelegene schützens-
werte Nutzung befindet sich nördlich der Bahntrasse und 
wird durch die bestehenden Lärmschutzwände geschützt. 
Negative Auswirkungen durch die Nutzung der öffentli-
chen Verkehrsflächen sind nicht zu erwarten.  

Die Auswirkungen der Verkehrssteigerungen durch die 
geplante Anlage verteilen sich im vorhandenen Straßen-
netz vor allem nördlich der Bahn.  

Die durch weiträumige Änderungen des Verkehrsaufkom-
mens und der Verkehrsströme bedingten Lärmbelästi-
gungen sind hierbei nicht zu betrachten. Gemäß Recht-
sprechung ist kein Straßenanlieger dagegen geschützt, 
dass bedingt durch Veränderungen von Verkehrsplanun-
gen der Verkehr in seiner Straße zunimmt. 

Der Umweltbericht wurde zwischenzeitlich erarbeitet und 
ist als eigenständiger Bestandteil dem Entwurf der Be-
gründung des Bauleitplanes angefügt.  

teilweise 
berücksichtigen 

 

Aufgestellt: Lübeck, den 10.11.2022 

Hansestadt Lübeck / Bereich Stadtplanung und Bauordnung / 5.610.4 / Schr 

in Zusammenarbeit mit der PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH 


